
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Nein

29
2 8. rtö.

Gesetz: HGB § 87 c; ZFO §§ 138, 254, .538, 540

Leitsätze:

1) Der Anspruch auf Rechnungslegung nach § 87 c HGB ist ein Nebenanspruch zum Hauptanspruch auf 
Provisions Zahlung; der Anspruch auf Rechnungslegung 
ist gegenstandslos, wenn feststeht, daß ein 
Provisionsanspruch nicht entstehen kann»

2) Wird der Anspruch auf Rechnungslegung gepfändet 
und zur Einziehung überwieaen, darf nicht die 
Frage, ob der Anspruch auf Rechnungslegung zulässig 
und begründet ist, mit der Frage verknüpft werden, 
ob sich aus der Rechnungslegung im Ergebnis noch 
ein Anspruch zugunsten des Gläubigers auf Zahlung 
gepfändeter Provisionen ergibt. Das ist violnchr 
erst nach Erteilung der Rechnungslegung zu prüfen.

3) Werden beide Anträge einer Stufenklage abgeuiesen, 
kann das Revisionsgericht in entsprechender An­
wendung von §§ 538 Abs. 1 Ziff. 3, 540 ZPO den 
Rechtsstreit an das Arbeitsgericht zurückver­weis en.

LAG Düsseldorf
Aktenzeichen: 4 AZR 267/68 
Urteil des BAG vom 26. Februar 1969
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iL-AZR_ 262/68 
4 Sa 46/68 Düsseldorf
Verkündet am 
26o Februar 1969
ges. Groll,
Rego-Hauptsokretär • als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

29
Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 26° Februar 1969 durch den 
Senatspräsidonten Dr° Poelmann,die Bundesrichter Dr. Pecher 
und Dr° Neumann sowie die Bundesarbeitsrichter Kugel und 
Gröbing für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden.die Urteile des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 29° März 1968 
- 4 Sa 46/68 - und des Arbeitsgerichts Düsseldorf 
vom 18. Dezember 1967 - 8 Ca 2838/67 - aufgehoben.
Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin in dem 
in § 87 c HGB bezeichneten Umfang Rechnung zu legen 
über sämtliche Ansprüche, welche dem Handelsvertreter 
Heinz Schmidt auf Grund seines Vertreterverhältnisse;', 
gegen die Beklagte seit dem 21° Oktober 1966 zustandon 
und noch zustehenc
Im übrigen wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des Berufungs­und des Revisionsverfahrens, an das Arbeitsgericht 
Düsseldorf zurückverwiesen°

V o n  R e c h t s  w e g e n !
-  2 -
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Tatbestand:
Dio Klägerin hat nach dem rechtskräftigen Voll- 

streckur.gsbefchl des Amtsgerichts Hamburg vom 31. Mai 1963 
- 77 Bg 11340/63 - gegen H S einen Anspruch auf
Zahlung von 3=521,75 DH nebst Zinsen und Kosten. Dieser war 
bis sum 7» April 1967 bei der Beklagten als Handelsver­
treter in Angestelltcnvcrhältnis beschäftigte Er ist ver­
heiratet und Vater von vier minderjährigen Kindern= Durch 
Pfändungc- und Uberweisungsbe s.chluß des Amtsgerichts Neu- 
... tadt an Hübenberge vom 18, Oktober 1966 11 M 4692/66 -
wurden die gesamten gegenwärtigen und zukünftigen Frovisions- 
-nsprüche des Schuldners S sowie der Anspruch auf
Hcchnur.gslcgung gemäß § 87 c HGB und Erteilung der Abrech­
nungen gegen die Beklagte gepfändet und der Klägerin zur 
Einziehung überwiesen. Der Pfändungs- und Überweisungsbe­
schluß wurde der Beklagten am 21. Oktober 1966 zugestellt.

Mit Schreiben vom 24. Oktober 1966 teilte die Beklagte 
der Klägerin mit,'daß bereits Vorpfändungen in .Höhe von 
3 = ICO,—  DM ausschließlich Zinsenuid Kosten im Hinblick 
auf das Arbeitseinkommen des Schuldners vorlägen. Die Vor­
pfändungen hat die Beklagte der Klägerin unter Angabe der 
Zustcllungsdaten der Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse, 
der Schuldsummen und der Gläubiger angegeben. Sie selbst 
habe aus einer Darlehnsgewährung einen Anspruch in Höhe 
von 2.4C0,—  DM dem Schuldner gegenüber. Die Klägerin er­
klärte sich mit Schreiben vom 3= November 1966 mit einer 
Anwendung der Pfändungsschutzvorschriften einverstanden. 
Zahlungen sind nicht geleistet worden.

Die Klägerin hat beantragt,
1. die Beklagte zu verurteilen, .ihr in dem in § 87 c HGB 

bczeichneten Umfang Rechnung zu legen über sämtliche 
Ansprüche, welche dem Handelsvertreter H S
auf Grund seines Vertreterverhältnissea gegen die Be­
klagte seit dem 21. Oktober 1966 zu st ander! und noch 
zustchen,
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- 3 - 29
2, nach Auskunftserteilung die Beklagte zu ver­

urteilen, den sich nach der Rechnungslegung zu 1) 
ergebenden Betrag an die Klägerin zu zahlen,

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie ist der 
Auffassung, daß ein Anspruch auf Rechnungslegung nicht bestehe, 
v;eil der Klägerin kein Anspruch auf Provision zustehe „

Das Arbeitsgericht hat die Klage als unzulässig abgo- 
v;icson, weil ihr das Rechtsschützinteresse fehle. Das Landes- 
arboitsgericht hat die Berufung ier Klägerin hiergegen zurückgc- 
v/iesen.

Mit der zugolassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr 
Klageziel weiter„ Die Beklagte bittet um Zurückweisung der 
Revision,,

EntScheidungsgründe:
Der Revision war stattzugeben.
Zu Unrecht hat das Arbeitsgericht die Klage als unzulässig 

abgewiesen, weil ihr das Rechtsschutzbedürfnis fehle und hat 
das Landcsarbcitsgcricht die Präge des Rechtsschutzbedürfnisses 
uncrörtert gelassen. Das Rechtsschutzbedürfnis der Klägerin 
für ihre Klage folgt daraus, daß sic aufgrund des Pfändurgs- 
und Uberweisungsbcschlusses Gläubigerin eventueller Provisions- 
ansprüche und des Rechnungslegungsanspruchs nach § 87 c HGB 
des Schuldners S gegen di© Beklagte geworden ist, die
Beklagte jedoch die Erfüllung dieser Ansprüche abgolehnt hat.
Das Rechtsschutzbedürfnis für die Klage auf Rechnungslegung 
folgt insbesondere auch daraus, daß der Anspruch auf Rechnungs­
legung ein Hilfsanspruch zur Verwirklichung eventueller Pro­
visionsansprüche ist, weil nur durch Erfüllung dieses Hilfs­
anspruchs die Klägerin in die Lage versetzt werden kenn fcst- 
zustollen, ob und in welcher Höhe die von ihr gepfändeten und 
ihr zur Einziehung überwiesenen Provisionsansprücho des 
Schuldners S gegen die Beklagte bestehen.

Allerdings ist dem Landesarbeitsgericht darin boizupflichten, 
daß ein Anspruch auf Rechnungslegung gemäß § 87 © HGB dann nicht 
besteht, wenn aus anderen Gründen feststeht, daß die Klägerin
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nicht Gläubigerin von Provisionsahsprüchen des Schuldners 
S gegen die Beklagte geworden sein kann» Denn da es
sich bei den Anspruch auf Rechnungslegung- nur um einen Neben- 
anspruch des Hauptanspruchs auf Provisionszahlung handelt, 
ist er dann gegenstandslos, wenn der Anspruch auf Provision 
z. B. gar nicht entstanden sein kann oder schon erloschen 
war, bevor er von der Klägerin gepfändet worden war» Das 
trifft auch dann zu, wenji z. B. sämtliche gepfändeten eventuel­
len. Pro vis ions ansprücho durch den Ablauf von Ausschlußfristen 
untergogangen oder verwirkt sind (RG HRR 1929, Nr. 624-; Brüg- 
gemann, Großkommentar zum HGB, 3» Aufl., 1967, § 87 c Anm.13; 
BCK III Hr. 3 zu § 254- ZPO).

Venn das Ländesarbeitsgericht anniramt, auch im vor­
liegenden Fall stehe fest, daß von der Beklagten gepfändete 
Provisionsansprüche nicht bestünden, weil nach.dem arbeits-

«Kv

gerichtlichen Urteil"als unstreitig” anzusehen sei, daß die 
Klägerin nicht Gläubigerin pfändbarer Provisionsteile des 
'•Schuldners geworden sei, so ist das irrig. Die Rechtsaus- 
führungen. des Landesarbeitsgerichts, die mit dem Tatbestand

4 \ -

los Urteils nichts zu tun haben, und bei denen es sich nicht 
etwa um die Wiedergabe eines übereinstimmenden mündlichen 
Vortrags beider Parteien handelt, beruhen auf einer Verkennung 
der Ausführungen des in' Bezug genommenen arbeitsgerichtlichen 
Urteils. Das Landesarbeitsgericht verkennt nämlich in diesem 
Funkt den Sinn der Entscheidungsgründe des Arbeitsgerichts, 
wenn es ausführt, die Beklagte habe, wie das Arbeitsgericht 
zu Recht festgestellt habe, nicht bestritten;, daß hinsicht­
lich der Provisionsansprüche des Schuldners S 
erhebliche Vorpfändungon im Zeitpunkt der Zustellung des 
Pfändungc- und Überweisungsbeschlusses Vorlagen, die dem 
Anspruch der Klägerin vorgingen; die Klägerin habe gleich­
falls in Ermangelung eines widersprechenden Vortrages zuge­
standen, daß an die vorrangigen Pfändungsgläubiger von Okto­
ber 1966 bis Januar 1967 die in den Entscheidungsgründen des 
erstinstanzlichen Urteils im einzelnen aufgeführten pfänd­
baren Frovisionsteile durch die Beklagte abgeführt worden 
seien. Hieraus durfte das Landesarbeitsgericht nicht schließen,
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aus dem Nichtbestreiten der von dem Beklagten ausgestellten 
Behauptungen folge ohne vreiteres, daß die von der Beklagten 
behaupteten Tatsachen unstreitig seien» Das hat das arbeits­
gerichtliche Urteil auch nicht angenommen» Vielmehr meint das 
Arbeitsgericht, aus dem Verhalten der Klägerin gegenüber den 
Behauptungen der Beklagten ein Geständnis der Klägerin in 
Sinne des § 138 Abs» 3 ZPO herleiten zu können; es sei von 
dieser als zugestanden anzusehen, daß die nach dem Einkommen 
dos Schuldners pfändbaren Beträge an die vorrangigen Pfändungs­
gläubiger abgeführt v/orden seien» Gleichwohl ist auch die An­
wendung des § 138 Abs» 3 ZPO durch das Arbeitsgericht unrichtig» 

Wenn auch nicht ausdrücklich, so doch dem Sinne nach hat 
die Klägerin die Verletzung dieser Vorschrift sowohl in der 
Revisions- als auch schon in der Berufungsbegründung gerügt»
Die Klägerin hatte nämlich keinerlei Veranlassung, auf die 
Erklärung der Beklagten nach § 84-0 ZPO einzugehen» Denn diese 
Erklärungen und Angaben der Beklagten betreffen nicht den von 
der Klägerin mit ihrem Klageantrag zu 1) geltend gemachten 
Anspruch, durch den sie gerade die Höhe der gepfändeten 
Provisionsansprüche des Schuldners erst in dem in § 87 c RGB ge­
kennzeichneten Inhalt und Umfang erfahren will» Das gilt um so 
mehr, als auch das arbeitsgerichtliche Urteil nur die Höhe der 
abgeführten Beträge angibt und nirgends ersichtlich ist, wie 
hoch das Einkommen des Schuldners war. Damit läßt sich nicht 
feststollen, ob das gesamte pfändbare Einkommen an die vor- 
• rangigen PXlinlu gsgläübiger abgeführt wurde» Nur wenn die Be­
klagte Angaben im Sinne des § 87 c HGB gemacht hätte, wäre 
die Klägerin gehalten gewesen, eich hierzu, insbesondere zur 
Frage der Vollständigkeit und Richtigkeit der Rechnungslegung, 
zu äußern» Wenn dem entgegen die Klägerin vom Arbeitsgericht 
mehrfach aufgefordert worden ist, sich zu dem von der Beklagten 
mitgetoilten Zahlenwerk zu äußern und gar spezifizierte An­
gaben hierzu zu machen, so waren das Auflagen, die mit dem 
geltend gemachten Anspruch der Klägerin auf Rechnungslegung 
im Rahmen des § 87 c HGB nichts zu tun haben».Die Vorinntonzon 
haben unzulässigerweise die Ijfrage, ob der Anspruch auf Rechnungfi­
le gung zulässig und begründet! ist, mit der Frage verknüpft, ob

(
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sich aus der Rechnungslegung im Ergebnis zugunsten der 
Klägerin -noch ein Anspruch auf Zahlung gepfändeter Provisionen 
ergibt. Das ist aber erst nach Erteilung der Rechnungslegung 
zu prüfen und gehört hiernach in die zweite Stufe der von der 
Klägerin gemäß § 254- ZPO zulässigerweise erhobenen Stufenklagc.

Nachdem der Anspruch des Schuldners S auf Rechnungs­
legung nach § 8? c HGB gepfändet und der Klägerin zur Einziehung 
überwiesen worden war, geht es zunächst darum, im Rahmen der 
vorgenannten Vorschrift festzustellen, welche Ansprüche dem 
Schuldner von Zeitpunkt der Pfändung und Überweisung an zu- 
;tardcn. Irgendwelche Anhaltspunkte, nach denen es zweifelhaft 
sein könnte, ob dieser Anspruch begründet ist, sind bei dem 
den Rovisionsgericht vorliegenden Sachverhalt nicht ersicht­
lich. Daher war dem Rechnungslegungsanspruch schon vom Revi- 
...ionrgcricht in vollem Umfang stattzügeben. Die Beklagte meint 
zwar, die Rechnungslegung brauche nur in dem Umfang erteilt 
zu werden, in dem Ansprüche auf die Klägerin übergegangen sein 
könnten; die Rechnungslegung brauche sich daher nur auf pfänd­
bare Bezüge zu erstrecken. Das ist jedoch unrichtig. Der 
Kechnungslcgungsanspruch nach § 87 c HGB bezieht sich nämlich 
auf die gesamten Provisionsansprüche unter den dort genannten 
Voraussetzungen. Dieser Anspruch ist nach Inhalt und Umfang 
so, wie or dem Schuldner S zustand, von der Klägerin
gepfändet und ihr zur Einziehung überwiesen worden. Die 
Klägerin muß prüfen können, ob und in vre 1 eher Höhe pfändbare 
Bezüge dos Schuldner-s entstanden sind. Dazu gehört die Prüfung 
der richtigen Berechnung der Pfändungsfreigrenzen, was nur mög­
lich ist, wenn über die Gesamtbezüge an Provisionen Rechnung 
gelegt wird.

Da die Voiünstanzcn beide Anträge der Stufenklage 
abgo-.riesen haben, war die Sache bezüglich des in der 
RoVisionsinstanz ebenfalls angefallenen Zahlungsanspruchs 
(Ziffer 2 des Klageantrags) zur anderweiten Verhandlung und 
Rutscheidung zurückzuvervreisen. Die Sache war an das Ar­
beitsgericht und nicht an das Berufungsgericht zurückzuver- 
\ re icon. Denn auf die vorliegende Stufenklagc ist § 538 Abs. 1 
Ziif. 5 ZPO entsprechend anzuwenden (RGZ 169, 127 f.). Hiernach 
hat das Berufungsgericht die Sache, insofern ihre weitere Ver-
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handlung erforderlich ist, an das Gericht des ersten Rechts­
zuges zurückzuverwcisen» Das Berufungsgericht kann gemäß 
§ 540 ZPO von dieser Zurückverweisung absehen und selbst 
entscheiden, wenn es dies für sachdienlich hält» Die Ent­
scheidung, ob es sachdienlich ist, die Sache zur Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht und nicht der Regel 
entsprechend an das Arbeitsgericht zurückzuverwoisen, kann 
hier durch das Revisionsgericht geti’offen werden (vgl» Baum- 
bach-Lautcrbach, ZPO, 29» Aufl», § 565 Anm» 1 A)« Der Senat 
hat cs jedoch nicht für richtig gehalten, von der Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die Sache an das Berufungsgericht und nicht 
an das Arbeitsgericht zurückzuverweisen» Denn es ist nicht 
erkennbar, inwiefern im vorliegenden Pall eine Entscheidung 
durch das Berufungsgericht für sachdienlich zu erachten ist»
In Gegenteil erschien cs richtig, die Sache gemäß der Grund­
regel des § 538 Abs» 1 Ziff» 3 ZPO an das Arbeitsgericht 
zurückzuverweisen, weil mangels Rechnungslegung nach § 87 c 
HGB durch die Beklagte und wegen rechtsirriger Abweisung der 
Klage im ganzen durch das Arbeitsgericht eine Verhandlung 
über den Klageantrag zu 2) überhaupt noch nicht stattfinden 
konnte» Erst die Rechnungslegung durch die Beklagte kann er­
geben, ob die zweite Klagestufe von der Klägerin weitcrvorfolgt 
wird. Ihr hierfür eine Instanz zu nehmen, ist kein Grund er­
sichtlich.

Dem Arbeitsgericht war auch die Entscheidung über die 
Kosten des Berufungs- und Revisionsverfahrens vorzübehaiten, 
da in der Revisionsinstanz nur zum Teil endgültig entschieden 
■worden ist»
gez» Dr„ Poelraann Dr. Pecher Dr. Neumann

Hügel Gröbing
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